
Orientierungssätze: 

 

 

1. Die Voraussetzung eines Mindestalters von 40 Jahren gehört nicht zu den unmit-

telbar leistungsbezogenen Gesichtspunkten, die der Bewerberauswahl für einen 

Laufbahnwechsel gemäß Art. 33 Abs. 2 GG zu Grunde gelegt werden können. 

Diese Voraussetzung ermöglicht keinen Rückschluss auf die Eignung als Auf-

stiegsbewerber. 

 

2.  Es gibt keinen allgemeinen Erfahrungssatz des Inhalts, dass von einem höheren 

Lebensalter auf einen höheren Leistungsstandard geschlossen werden kann. 

 

3. Mit dem Begriff der Befähigung im Sinn von Art. 33 Abs. 2 GG werden die allge-

mein für die dienstliche Verwendung bedeutsamen Eigenschaften wie Begabung, 

Allgemeinwissen, Lebenserfahrung und allgemeine Ausbildung umschrieben, nicht 

jedoch das Lebensalter als solches erfasst. 
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Bundesrepublik Deutschland, 

vertreten durch: 

Direktion Bundesbereitschaftspolizei, 

Niedervellmarsche Str. 50, 34233 Fuldatal, 

 - Antragsgegnerin - 

 

wegen 

 

Beamtenrechts (Nichtzulassung zum begrenzten Praxisaufstieg) 

(Antrag nach § 123 VwGO); 

hier: Beschwerde der Antragsgegnerin  gegen den Beschluss des Bayerischen Ver-

waltungsgerichts Bayreuth vom 10. Dezember 2013, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 6. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Schmitz, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Traxler, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Rickelmann 

 

ohne mündliche Verhandlung am 23. Januar 2014 

folgenden 

 

Beschluss: 

 

 I. Die Beschwerde der Antragsgegnerin gegen den Beschluss des Ver-

waltungsgerichts Bayreuth vom 10. Dezember 2013 – B 5 E 13.794 – 

wird zurückgewiesen.  

 

 II. Die Antragsgegnerin hat die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu 

tragen.  

 

 III. Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 2.500 Euro fest-

gesetzt.  

 

 

Gründe: 
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I. 

 

Der am 8. April 1974 geborene Antragsteller steht als Polizeihauptmeister (Be-

soldungsgruppe A 9 seit dem 19.5.2005) im Dienst der Antragsgegnerin. Er ist der-

zeit bei der Bundespolizeiabteilung B. eingesetzt. 

 

Unter dem 4. Oktober 2012 bewarb sich der Antragsteller um die Zulassung zum 

Aufstieg in den gehobenen Polizeivollzugsdienst nach § 30 Abs. 5 bis 11 BPolLV 

(i.d.F. vom 31.1.2003, BGBl I S. 143, zuletzt geändert durch Art. 1 der Verordnung 

vom 4.6.2009, BGBl I S. 1237 – im Folgenden: BPolLV a.F.). Mit Schreiben vom 

22. April 2013 ließ die Antragsgegnerin den Antragsteller für das vereinfachte Aus-

wahlverfahren zum begrenzten Praxisaufstieg gem. § 30 Abs. 5-11 BPolLV a.F. zu; 

dieses absolvierte der Antragsteller am 14. Mai 2013 erfolgreich. Am 18. Juni 2013 

beantragte er die Zulassung zum Einführungslehrgang des begrenzten Praxis-

aufstiegs II/2013. Mit Bescheid vom 25. Juni 2013 teilte die Antragsgegnerin dem An-

tragsteller mit, dass dieser bis zum Beginn des letzten Einführungslehrgangs im März 

2014 die Voraussetzung eines Lebensalters von 40 Jahren nicht erfülle, so dass eine 

Zulassung für den begrenzten Praxisaufstieg gemäß § 30 Abs. 5-11 BPolLV a.F. 

nicht erfolgen könne. Den Widerspruch des Antragstellers wies die Antragsgegnerin 

mit Widerspruchsbescheid vom 4. Oktober 2013 zurück. 

 

Mit Beschluss vom 10. Dezember 2013 hat das Verwaltungsgericht die Antrags-

gegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet, den Antragsteller vor-

läufig an der im März 2014 beginnenden Einführung in die Aufgaben des gehobenen 

Polizeivollzugsdienstes für den begrenzten Praxisaufstieg gemäß § 30 Abs. 8 

BPolLV a.F. teilnehmen zu lassen, bis über das Zulassungsbegehren des Antrag-

stellers für den begrenzten Praxisaufstieg vom 18. Juni 2013 bestandskräftig ent-

schieden ist.  

 

Hiergegen richtet sich die Beschwerde der Antragsgegnerin. 

 

Der Antragsteller verteidigt den angefochtenen Beschluss des Verwaltungsgerichts. 

 

 

II. 

 

1 

2 

3 

4 

5 



- 4 - 

 

 

Die Beschwerde ist zulässig, aber unbegründet.  

 

Die Beschwerdegründe, die die Antragsgegnerin innerhalb der Begründungsfrist des 

§ 146 Abs. 4 Satz 1 VwGO dargelegt hat und auf deren Prüfung der Senat be-

schränkt ist (§ 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO), rechtfertigen nicht die Abänderung des 

erstinstanzlichen Beschlusses. 

 

Das Verwaltungsgericht hat mit überzeugender Begründung sowohl einen Anord-

nungsgrund als auch einen Anordnungsanspruch des Antragstellers nach § 123 

VwGO dahingehend bejaht, dass dieser vorläufig an der im März 2014 beginnenden 

Einführung in die Aufgaben des gehobenen Polizeivollzugsdienstes für den begrenz-

ten Praxisaufstieg gemäß § 30 Abs. 8 BPolLV a.F. teilnehmen darf, bis über sein Zu-

lassungsbegehren für den begrenzten Praxisaufstieg bestandskräftig entschieden ist. 

Die dagegen von der Antragsgegnerin vorgebrachten Einwendungen bleiben ohne 

Erfolg. 

 

Das Verwaltungsgericht hat einen Anordnungsgrund angenommen, weil das „Attrak-

tivitätsprogramm II“, in dessen Rahmen der vom Antragsteller angestrebte begrenzte 

Praxisaufstieg eingeführt wurde, im Jahr 2014 auslaufe und im März 2014 der letzte 

Einführungslehrgang beginne. Bei einem Abwarten der Entscheidung in der Haupt-

sache wäre effektiver Rechtsschutz im Sinn des Art. 19 Abs. 4 GG somit nicht mehr 

gewährleistet. Die Beschwerde setzt dem nichts Stichhaltiges entgegen. Der Verweis 

auf die Möglichkeit eines Aufstiegsverfahrens nach § 15 BPolLV ändert schon des-

halb nichts am Vorliegen eines Anordnungsgrundes, weil der dort vorgesehene Auf-

stieg in den gehobenen Polizeivollzugsdienst der Bundespolizei mit dem begehrten 

begrenzten Praxisaufstieg nicht vergleichbar ist; so dauert etwa die Aufstiegsaus-

bildung nach § 15 Abs. 3 Satz 1 BPolLV mindestens 2 Jahre und damit deutlich län-

ger als der begehrte begrenzte Praxisaufstieg nach § 17 Abs. 2 BPolLV i.V.m. mit 

§ 30 Abs. 5-11 BPolLV a.F. 

 

Das Verwaltungsgericht hat auch zu Recht einen Anordnungsanspruch des Antrag-

stellers bejaht. Nach § 17 Abs. 2 BPolLV kann abweichend von § 15 BPolLV der vom 

Antragsteller angestrebte (begrenzte) Praxisaufstieg zusätzlich nach den §§ 28 und 

30 BPolLV i.d.F. der Bekanntmachung vom 31. Januar 2003 (BGBl I S. 143, zuletzt 

geändert durch Art. 1 der Verordnung vom 4.6.2009, BGBl I S. 1237 = a.F.) erfolgen, 

wenn der Polizeivollzugsbeamte bis zum 31. Dezember 2014 zum Aufstieg zugelas-
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sen ist oder erfolgreich an einer Vorauswahl für die Teilnahme am Auswahlverfahren 

zum Aufstieg teilgenommen hat. Der Antragsteller war mit Schreiben vom 22. April 

2013 für das Vereinfachte Auswahlverfahren zum begrenzten Praxisaufstieg gemäß 

§ 30 Abs. 5-11 BPolLV a.F. zugelassen worden und hat dieses am 14. Mai 2013 er-

folgreich absolviert. Der Antragsteller erfüllt auch unstreitig die Voraussetzungen des 

§ 30 Abs. 7 Nrn. 2-4 BPolLV a.F., weil er im mittleren Polizeivollzugsdienst in der 

Bundespolizei mindestens seit vier Jahren ein Amt der Besoldungsgruppe A 9 er-

reicht hat, sich mindestens zehn Jahre seit der erstmaligen Verleihung eines Amtes 

seiner Laufbahn bewährt hat sowie nach seinen fachlichen Leistungen, seinen Fä-

higkeiten und seiner Persönlichkeit geeignet erscheint und überdurchschnittlich beur-

teilt ist. Allerdings können nach § 30 Abs. 7 Nr. 1 BPolLV a.F. zum begrenzten Pra-

xisaufstieg nur Beamte des mittleren Polizeivollzugsdienstes in der Bundespolizei 

zugelassen werden, die zu Beginn der Einführung in den gehobenen Polizeivollzugs-

dienst in der Bundespolizei das 40. Lebensjahr, aber noch nicht das 55. Lebensjahr 

vollendet haben. Der Antragsteller vollendet das 40. Lebensjahr erst am 8. April 2014 

und somit nach Beginn des Einführungslehrgangs im März 2014. Das als Voraus-

setzung für den Laufbahnwechsel verlangte Mindestalter von 40 Jahren verstößt je-

doch gegen Art. 33 Abs. 2 GG, was die Teilnichtigkeit des § 30 Abs. 7 Nr. 1 BPolLV 

a.F. zur Folge hat. Der Senat hat in einem vergleichbaren Fall bereits mit dem der 

Antragsgegnerin bekannten Beschluss vom 9. August 2013 – 6 CE 13.1354 – ent-

schieden, dass nach ständiger Rechtsprechung die Voraussetzung eines Mindest-

alters von 40 Jahren nicht zu den unmittelbar leistungsbezogenen Gesichtspunkten 

gehört, die der Bewerberauswahl für einen Laufbahnwechsel gemäß Art. 33 Abs. 2 

GG zu Grunde gelegt werden können. Diese Voraussetzung ermöglicht keinen 

Rückschluss auf die Eignung als Aufstiegsbewerber. Es gibt keinen allgemeinen Er-

fahrungssatz des Inhalts, dass von einem höheren Lebensalter auf einen höheren 

Leistungsstandard geschlossen werden kann (BayVGH, B.v. 9.8.2013 – 6 CE 

13.1354 – juris Rn. 14 unter Verweis auf BVerwG, U.v. 26.9.2012 – 2 C 74.10 – 

BVerwGE 144, 186/192; U.v. 28.10.2004 – 2 C 23.03 – BVerwGE 122,147/151; 

SächsOVG, B.v. 7.11.2013 – 2 B 457.13 – juris Rn. 21, 22). Das in § 30 Abs. 7 Nr. 1 

BPolLV a.F. als Voraussetzung für den Laufbahnwechsel verlangte Mindestalter von 

40 Jahren verstößt somit gegen Art. 33 Abs. 2 GG und kann deshalb keine Anwen-

dung finden. Daran ändert weder etwas, dass sich die Antragsgegnerin an diese 

Vorschrift gebunden sieht und deren Sinnhaftigkeit zu begründen versucht noch die 

von ihr angestellten personalwirtschaftlichen Erwägungen zu Gunsten lebensälterer 

Kollegen. Ebenso wenig steht entgegen, dass das Urteil des Bundesverwaltungs-
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gerichts vom 26. September 2012 – 2 C 74.10 – (BVerwGE 144, 186 ff.) zur Saar-

ländischen Laufbahnverordnung ergangen ist. Mit dem Begriff der Befähigung im 

Sinn von Art. 33 Abs. 2 GG werden die allgemein für die dienstliche Verwendung be-

deutsamen Eigenschaften wie Begabung, Allgemeinwissen, Lebenserfahrung und 

allgemeine Ausbildung umschrieben, nicht jedoch das Lebensalter als solches er-

fasst (BVerwG, U.v. 26.9.2012 – 2 C 74.10 – BVerwGE 144, 186 ff.).  

 

Die Antragsgegnerin hat gemäß § 154 Abs. 2 VwGO die Kosten der ohne Erfolg ein-

gelegten Beschwerde zu tragen. Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 47 Abs. 1, 

§ 53 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 52 Abs. 1 und 2 GKG. 

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO).  

 

Schmitz Traxler Rickelmann 
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